
cherung der Alten im stationären Bereich gilt, auch
auf die ambulante ärztliche Behandlung auszudeh-
nen. Ein Beirat (Physican Payment Review Com-
mission), der vom Kongreß berufen wurde, entwik-
kelt gegenwärtig einen standardisierten bundeswei-
ten Gebührenkatalog für ambulante Leistungen 95).
der allerdings regionale Unterschiede berücksich-
tigt, die den örtlichen Lebenshaltungskosten und
Preisen für medizinische Dienstleistungen entspre-
chen96 ).

100) Heute werden nur die ersten 60 Tage im Krankenhaus
bezahlt, nachdem ein Eigenbetrag von 520 US-Dollar gelei-
stet wurde.
101) Zu den reasonable charges vgl. Anm. 96.
102) Vgl. New York Times vom 23. 7. 1987.
103) Vgl. New York Times vom 14. 2. 1987.
104) Gegenwärtig beträgt die Medicare Versicherungs-Prä-
mie für jeden Empfänger, unabhängig vom Einkommen.
214.80 US-Dollar im Jahr.
105) Vgl. New York Times vom 26. 7. 1987.
106) Vgl. New York Times vom 1. 10. 1987.

Entsprechend haben einige Staaten, so New Jersey,
damit begonnen, die Vergütungspraxis für viele Pa-
tienten nicht nur bei Medicare, sondern auch bei
„Blue Cross“ und „Blue Shield“97 ) sowie Medicaid-
versicherten Patienten, umzustellen und schreiben
den Krankenhäusern vor, sich nach vorgeschriebe-
nen Gebührenordnungen zu richten, wenn sie die
Kosten für bestimmte Behandlungen und Operatio-
nen abrechnen. Im Staat New York scheiterte aller-
dings bisher die Verabschiedung eines solchen Ge-
setzes daran, daß zwischen Gouverneur und Parla-
ment keine Einigung darüber erzielt werden
konnte, wie die Gebühren festzulegen sind. Wäh-
rend sich das Parlament dafür aussprach, bei den
Gebühren die „Kostengeschichte“ eines jeden
Krankenhauses mitzuberücksichtigen, möchte der
Gouverneur die Kosten für eine ganze Region, also
viele Krankenhäuser, festlegen, weil ansonsten
Krankenhäuser, die traditionell hohe Preise ver-
langt haben, belohnt, diejenigen, die weniger
„teuer“ waren, bestraft würden98 ).
Eine weitere Kosteneinsparung, die in den Einzel-
staaten praktiziert wird, ist die Einschränkung der
Zahl von Medikamenten, die an Medicaid-Patien-
ten bezahlt werden. So hat beispielsweise New
Hampshire nur noch drei Rezepte pro Monat be-
zahlt, dies jetzt jedoch dahingehend abgeändert,
daß eine Eigenbeteiligung von einem US-Dollar
pro Arzneimittel verlangt wird99 ).

9)5 Vgl. New York Times vom 22. 2. 1987.
96) Gegenwärtig zahlt Medicare praktisch unterschiedliche
Gebühren an jeden Arzt: 80 Prozent dessen, was als „reason-
able Charge“ für eine spezifische Leistung eingestuft wird,
während der Patient den Rest bezahlen muß. Die „reason-
able Charge“ definiert sich als die niedrigste der drei folgen-
den Komponenten: a) die gestellte Rechnung des Arztes,
b) die übliche Gebühr, die der Arzt für diese Art von Lei-
stung erhebt oder c) die übliche Gebühr für diese Leistung in
dieser Region. Die Regierung unterscheidet circa 240 Regio-
nen.
97) Die beiden größten gemeinnützigen Krankenversiche-
rungen in den USA.
98) Vgl. New York Times vom 12. 8. 1987.
99) Vgl. New York Times vom 3. 8. 1987.

Auf Bundesebene werden gegenwärtig verschie-
dene Varianten diskutiert, die Medicare-Patienten
vor zu hohen finanziellen Belastungen bei schweren
und langwierigen Erkrankungen („Catastrophic 111-
ness“) schützen sollen. Zwei Gesetzentwürfe ste-
hen in der politischen Diskussion: eine Vorlage des
Repräsentantenhauses und eine des Weißen Hau-
ses. Der Entwurf des Repräsentantenhauses sieht
vor, daß die Eigenbeteiligung für die Krankenhaus-
kosten 544 US-Dollar pro Jahr nicht überschreiten
soll, unabhängig davon, wie lange eine Person im
Krankenhaus weilen muß100 ). Kein Versicherter
des Medicare Systems soll darüber hinaus mehr als
1 043 US-Dollar im Jahr für ärztliche Leistungen
bezahlen, die vom Staat als „reasonable char-
ges“101 ) anerkannt werden. Medicare soll aber auch
150 Tage (heute 100 Tage) Pflege in einem Pflege-
heim finanzieren, und Heimpflege von sieben Ta-
gen pro Woche (bis maximal 35 Tage) bezahlen.
Darüber hinaus soll nach den Vorstellungen des
Repräsentantenhauses Medicare (nach einer Ei-
genbeteiligung von 500 US-Dollars) 80 Prozent der
Kosten für Medikamente übernehmen102). Nach
dem Vorschlag der Regierung soll eine unbegrenzte
Krankenhausbehandlung gewährt werden, nach-
dem zunächst 2 000 US-Dollar vom Patienten selbst
getragen wurden ). Finanziert werden sollen die
erhöhten Leistungen nach den Vorstellungen des
Repräsentantenhauses, indem die Versicherungs

103

-
prämien progressiv mit einem steigenden Einkom-
men erhoben werden bis zu einer maximalen Prä-
mie von 580 US-Dollar ) pro Jahr bei einem Ein104 -
kommen, das über 14 166 US-Dollar pro Jahr liegt
(wobei Social Security Renten nicht als Einkommen
angerechnet werden) ).105

Eine stärkere Bezuschussung von Medicare-Patien-
ten hat der Staat New York bei der Verwendung
von Medikamenten eingeführt. Alte Patienten, die 
über ein geringeres Einkommen als 15 000 US-Dol-
lar im Jahr verfügen (Ehepaare 20 000 US-Dollar)
erhalten durchschnittlich einen Zuschuß von
60 Prozent der Kosten für jedes Medikament ).106
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III. Fazit

Acht Jahre Sozialpolitik unter Reagan brachten
frühe und massive Kürzungsmaßnahmen bei den 
„Armutsprogrammen“, während die Sozialversi-
cherungsprogramme zunächst schonend behandelt
wurden, später aber auch kostendämpfenden Maß-
nahmen unterlagen. Der Rückzug des Bundesstaa-
tes aus der Sozialpolitik rief — mit einiger Verzö-
gerung — eine Vielzahl einzelstaatlicher sozialpoli-
tischer Maßnahmen hervor, um der Armutsproble-
matik Herr zu werden. Einige dieser Initiativen
schlagen sich heute — unter veränderten politi-
schen Rahmenbedingungen und aufgrund des seit
1983 anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwungs —
auch in den neuen bundespolitischen Aktivitäten
zur Verbesserung des sozialen Sicherungssystems
nieder.
Wie wirkten sich die Sozialpolitik und die wirt-
schaftliche Entwicklung der vergangenen Jahre auf
die Lebenssituation der armen Amerikaner aus?
Die Armutsquote, die diejenigen Familien erfaßt,
die mit ihrem Einkommen unterhalb der offiziellen
Armutsgrenze (11 203 US-Dollar 1986) liegen,
sank von 15,2 (1983) auf 13,6 Prozent (1987). Sie ist
jedoch höher ) als sie in den Jahren 1967 bis 1980
war

107

108). Rund 3,7 Millionen Erwachsene erhalten
Familienbeihilfe-Leistungen, ungefähr ein Viertel (33 Millionen 1985) um 2,7 bis 11,5 Millionen (U. S. Census

Bureau, nach New York Times vom 3. 10. 1986).
109) Vgl. D. T. Ellwood, in: Newsweek vom 2. 2. 1987.
S. 25.
110) U. S. Census Bureau 1987, in: Newsweek vom 24. 8.
1987. S. 41.
"') Vgl. New York Times vom 9. 1. 1988.

107) Mit Ausnahme des Jahres 1980.
108) Werden allerdings die Sachleistungen wie Nahrungsmit-
telmarken. Wohnzuschüsse und medizinische Hilfen als Ein-
kommen gerechnet, so verringert sich die Zahi der Armen

von ihnen über neun Jahre lang109). Gleichzeitig 
hat sich das durchschnittliche Familieneinkommen
1986 (inflationsbereinigt) um 4,2 Prozent auf29 458
US-Dollar im Jahr erhöht110). Die Arbeitslosen-
quote reduzierte sich mit 5,7 Prozent 1987 auf das
niedrigste Niveau seit 1979 ). Innerhalb einer sich
verringernden Gesamtarmut verfestigt sich ein har

111

-
ter Kern und es schälen sich neue Armutsprobleme
heraus, die sich in der „städtischen Unterschicht“
kumulieren: eine rasch wachsende Gruppe von un-
verheirateten Müttern, immer häufiger im Teena-
ger-Alter, eine wachsende Armut unter den spa-
nischstämmigen Amerikanern sowie eine steigende
Zahl von Obdachlosen.
Somit schält sich ein zwiespältiges Bild heraus: auf
der einen Seite sinkende Arbeitslosigkeit und Ar-
mut und ein bescheiden gestiegenes Durchschnitts-
einkommen, auf der anderen Seite eine Verfesti-
gung von Armut und Abhängigkeit bei bestimmten
Gruppen, die mit politischen Maßnahmen schwer
aufzubrechen sind. Es erscheint allerdings auch
fraglich, ob sie aufgrund von „Sickereffekten“, die
sich aus dem allgemeinen wirtschaftlichen Wachs-
tum ergeben, verschwinden werden.
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Ernst-Otto Czempiel

Die Weltpolitik der Reagan-Administration

Am 20. Januar 1989. mittags 12 Uhr, endet die 
Amtszeit Präsident Ronald Reagans. Er wird dann
acht Jahre lang im Weißen Haus regiert haben, die 
von der amerikanischen Verfassung vorgesehene
Höchstdauer. Bisher hat nur ein einziger Präsident
der amerikanischen Nachkriegszeit zwei Amtspe-
rioden durchgestanden: Dwight D. Eisenhower.
Acht Jahre sind eine lange Zeit, und schon deswe-
gen ist es berechtigt, von der „Ära Reagan“ in den
Vereinigten Staaten zu sprechen. Reagan hat die
achtziger Jahre aber auch inhaltlich geprägt. Er hat
den Vereinigten Staaten seinen Stempel des Kon-
servativismus aufgedrückt; er hat dem Präsidenten-
amt. dessen Ansehen durch Richard Nixon zerstört,
aber schon durch Gerald Ford, vor allem durch
Jimmy Carter wiederhergestellt worden war, eine

Gloriole des Pomp mitgegeben, die ihn zu einem
der beliebtesten Präsidenten der Nachkriegszeit ge-
macht hat. Wenn er auch nicht im strengen Sinne
regiert hat — die Einzelheiten der Politik, vor allem
die der Außenpolitik interessierten ihn nicht —, so
hat er doch geherrscht, hat er in seiner Person und
in seinem Auftreten den Anspruch der USA durch-
scheinen lassen, die erste Führungsmacht der Welt
zu sein. Gewiß war der Präsident, den die USA und
das Ausland zu sehen bekamen, eine PR-Erschei-
nung, sorgfältig von Medienberatern in Szene ge-
setzt. Aber Ronald Reagan ließ sich auch inszenie-
ren. Er besaß alles, was die Amerikaner lieben:
persönliche Stärke, Selbstironie und Witz. Die poli-
tischen Siege, die Reagan errungen hat, vor allem die
Wahlsiege, verdankte er in erster Linie sich selbst.

Reagans politische Programme waren bei weitem
nicht so unumstritten wie die Person des Präsiden-
ten. Er gehörte dem extrem rechten Flügel der
Republikanischen Partei an. muß also als ultra-kon-
servativ bezeichnet werden. In seinem Anti-Kom-
munismus war er nicht zu übertreffen; sein Sowjet-
unionbild war in den fünfziger Jahren entstanden
und seitdem kaum verändert worden. Dementspre-
chend registrierte er die Herausforderung der ame-
rikanischen Macht durch die Sowjetunion beson-
ders deutlich. Er sah die Vormachtstellung der Ver-
einigten Staaten gefährdet, sah das außenpolitische
Hauptziel seiner Administration darin, die ameri-
kanische Überlegenheit gegenüber der Sowjet-
union wiederherzustellen. Er hielt die Entspan-
nungspolitik für prinzipiell falsch, weil sie lediglich
der sowjetischen Aufrüstungspolitik nützte. Ein
solches Programm ließ sich weder in den USA noch 
in der Welt durchsetzen. Es spricht für die Flexibi-
lität des Politikers Reagan, daß er dies alsbald ein-
gesehen. seine Politik zunächst angepaßt und
schließlich um 180 Grad gedreht hat. Aus dem Sau-
lus der Entspannungskritik wurde der Paulus des
ersten Abrüstungsvertrages der Weltgeschichte.

Der Aufsatz enthält kondensierte Teilergebnisse mei-
nes Forschungsprojektes über die amerikanische So-
wjetunionpolitik seit der Mitte der siebziger Jahre.
Ich bin der Stiftung Volkswagenwerk für großzügige
Unterstützung dankbar. Die das Projekt abschlie-
ßende Monographie erscheint im Frühjahr 1989 im
Verlag C. H. Beck, München.

Der Wandel wurde Reagan dadurch erleichtert,
daß sein Hauptinteresse nicht der Weltpolitik, son-
dern der Innen- und Sozialpolitik der USA galt.
Ronald Reagan war von seiner politischen Lauf-
bahn her auf die Innenpolitik ausgerichtet. Hier
hatte er seine Interessen, hier verfügte er über her-
vorragende und ausgedehnte Erfahrungen. Sein
Kampf galt dem Sozialstaat, schon der New Deal-
Gesetzgebung Roosevelts, vor allem aber den gro-
ßen sozialpolitischen Reformen unter Kennedy und 
Johnson. Sie hatten die Sozialversicherung ausge-
dehnt und das Netz staatlicher Wohlfahrtspolitik
erheblich erweitert. Diese Entwicklung der USA
zum Sozialstaat europäischer Prägung rückgängig
zu machen, war das politische Hauptziel Reagans
seit den sechziger Jahren. Ihm hat er seine Präsi-
dentschaft gewidmet, zu seinen Gunsten wohl auch
die Außenpolitik, vor allem die Aufrüstungspolitik
eingesetzt. Was der Verteidigung zusätzlich gege-
ben werden mußte, konnte nur der Sozialpolitik
genommen werden. Auf diesem Ansatz beruhte
Reagans Umverteilungspolitik, ebenso wie Präsi-
dent Johnson seinerzeit die Mehraufwendungen für
die Sozialpolitik der .Großen Gesellschaft* zumin-
dest teilweise dem Verteidigungshaushalt entnom-
men hatte. Man kann die These aufstellen, daß
Reagans Aufrüstungspolitik weniger der Sowjet-
union als vielmehr der Re-Distribution in den USA
galt. An ihr jedenfalls hat der Präsident bis zum
Ende seiner Amtszeit unverrückbar festgehalten,
während er seine ursprüngliche Sowjetunionpolitik
in ihr Gegenteil verkehrte.
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Andererseits lag der Akzent der Reaganschen
Weltpolitik eindeutig und fast ausschließlich auf der
Auseinandersetzung mit der Sowjetunion. Sie hatte
seit 1945 im Vordergrund der amerikanischen au-
ßenpolitischen Aufmerksamkeit gestanden, sich
aber erst in verschiedenen Schüben zum Hauptpro-
blem entwickelt. Erst zu Beginn der siebzigerJahre
hatte die Sowjetunion aufgrund ihrer Aufrüstungs-
politik seit 1965 die strategische Parität mit den 
Vereinigten Staaten erreicht. 1974 begann sie mit
ihrer Intervention in Angola offensichtlich auch die
politische Parität zu verlangen. Jedenfalls sahen
sich in der Mitte der siebziger Jahre die USA vor
eine ganz neue Lage gestellt, deren Entwicklung
ihnen während ihrer Beschäftigung mit dem Viet-
nam-Krieg offenbar entgangen war. Die Sowjet-
union war zur Weltführungsmacht Nummer Zwei
geworden, war vielleicht sogar auf dem Wege, die
Vereinigten Staaten zu überrunden. Die USA muß-
ten ihre Strategie erneut überdenken. Deren zwei-
ter Entwurf1): Weltführung durch Führung von
Allianzsystemen war im Vietnam-Krieg zusammen-
gebrochen und von der Nixon-Doktrin ersetzt wor-
den, die den Leistungsaufwand mehr den Verbün-
deten zuschob und die amerikanische Führung in
der Steuerung des weltpolitischen Dreiecks Wa-
shington — Peking — Moskau installierte. Henry
Kissingers Erwartung, die Sowjetunion auf diese
Weise zu weltpolitischem Wohlverhalten anhalten
zu können, zerbrach in Angola 1974, vor allem im
Horn von Afrika 1978. Die konservative Kritik an 
der Entspannungspolitik, auch an der von Jimmy
Carter versuchten Kombination von Rüstungskon-
trolle und offensiver Menschenrechtspolitik, wurde
Mitte der siebziger Jahre zu einer kräftigen gesell-
schaftlichen Bewegung ausgebaut. Sie warnte vor
den Zielen der Sowjetunion, die, hinter dem
Schleier der Entspannungspolitik, die USA militä-
risch zu überholen versuche. Sie warnte auch vor

1) Zu den verschiedenen Entwürfen der amerikanischen
Nachkriegspolitik vgl. Ernst-Otto Czempiel. Entwicklungsli-
nien der amerikanisch-europäischen Beziehungen, in: Eu-
ropa-Archiv. 28 (1973) 22. S. 781 ff.
2) Dazu Michael Staack. Kurswechsel in Washington. Ent-
spannungsgegner und Rüstungskontrolle unter der Präsi-
dentschaft Ronald Reagan. Berlin 1987.

dem weltpolitischen Expansionismus der Sowjet-
union unter Breschnew. Diese Kritik zwang den
USA eine erneute Diskussion über die gegenüber
Moskau einzuschlagende Strategie auf und erzeugte
dabei ein innenpolitisches Klima, das die Reagan-
Koalition langsam vorbereitete.

Ronald Reagan hatte, wie erwähnt, kein außenpo-
litisches Konzept. Das „Buschfeuer“, das er schon
seit 1964 ständig anfachte, galt dem Erzfeind des
amerikanischen Konservativismus: der Bundesre-
gierung in Washington. Sie schränkte in der konser-
vativen Sicht die Freiheit und den Lebensspielraum
der Amerikaner ein, sie war das politische Haupt-
problem der USA, nicht etwa dessen Lösung. Mit
der Kritik am „Big Government“ in Washington 
schuf Ronald Reagan die politische Basis seiner
Koalition, auf die sich Großbürger und Kleinbür-
ger, Big Business und Small Business einigen konn-
ten. Reagans politische Hauptleistung bestand
darin, jenen gesellschaftlichen Populismus zu er-
zeugen, auf den sich das republikanische Lager von
rechts außen bis zur Mitte hin verpflichten ließ. Die
außenpolitische Komponente wurde erst später hin-
zugefügt, vor allem durch das „Committee on the 
Present Danger“, aber auch durch die „Neo-Kon-
servativen“2). Unter dem Druck dieser Bewegung
mußte schon Jimmy Carter nachgeben, mußte die
Sozialpolitik kürzen und die Rüstung aufstocken.
Er hätte ihm in den Wahlen von 1980 vielleicht
immer noch erfolgreich standhalten können, wenn
nicht der Ajatollah Chomeini 1979 zweiundfünfzig
amerikanische Diplomaten als Geiseln genommen
und mehr als ein Jahr festgehalten hätte, wenn vor
allem Breschnew im Dezember des gleichen Jahres
nicht in Afghanistan einmarschiert wäre. Ronald
Reagan hatte eben nicht nur eine Koalition, er hatte
auch „fortune“. Mit beiden gewann er die Präsi-
dentschaftswahlen vom Herbst 1980.

II.

Das Glück hat ihn nicht verlassen. Er galt als der
„Teflon-Präsident“, an dem nichts hängenblieb.
Zum Ausgang seiner Amtszeit verhalf ihm der so-
wjetische Parteichef Gorbatschow mit dem Rück-
zug aus Afghanistan erneut zu einem politischen
Trumpf. Aber Ronald Reagan hielt auch an seinem
Programm fest. Er wollte wiederherstellen, was in
seiner Erinnerung die USA in den fünfziger Jahren
gekennzeichnet hatte: Macht nach außen, Reich-

tum nach innen. Das eine sollte durch die riesige
Steigerung der Rüstung, das andere durch „Rea-
ganomics“ erreicht werden, die angebotsorientierte
Wirtschaft mit dem Kern in einer substantiellen
Senkung der Einkommensteuer. Reagan versprach
sich davon die Beseitigung von Arbeitslosigkeit und 
Inflation, die Eingliederung der Armen in den 
Wirtschaftskreislauf, die die Wohlfahrtspolitik,
vielleicht sogar die Sozialpolitik überflüssig machen
würde.

Ein außenpolitisches Programm war das gerade
nicht. Sozialpolitisch hatte Ronald Reagan sehr
konkrete Vorstellungen. Er ließ die Sozialversiche-
rungsprogramme intakt, verminderte aber deren
Leistungsumfang. Er kürzte die Wohlfahrtspro-
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gramme, vor allem die Familien- und die Lebens-
mittelhilfe. Da der Kongreß zumindest in den er-
sten drei Jahren der Reagan-Administration zu-
stimmte, waren 1986 die Ausgaben des amerikani-
schen Sozialstaats um 12,5 Prozent, praktisch auf
den Stand von 1964 zurückgefallen3).

3) Vgl. Axel Murswieck. Sozialpolitik in den USA. Opladen
1988.
4) United States Congress. Congressional Budget Office.
Defense Spending: What Has Been Accomplished?. Staff
Working Paper, Washington, April 1985.

5) United States Congress 97/2. Committee on Armed Ser-
vices. Senate. Structure and Operating Procedures of the
Joint Chiefs of Staff. Hearing. Washington 1983. Statement
Admiral Holloway. S. 5.
6) United States Congress 98/2 und 99/1. Joint Economic
Committee. Allocation of Resources in the Soviet Union and
China — 1984. pt. X. Washington 1985. Statement Robert
Gates. Deputy Director for Intelligence. CIA. S. 7.

Die Politik gegenüber der Sowjetunion reduzierte
sich zunächst auf eine konfrontative Rhetorik und
auf eine massive Erhöhung des Rüstungsetats, die
zunächst ebenso unbegründet wie ungezielt blieb.
Getragen von der politischen Krisenstimmung der
beginnenden achtziger Jahre gab auch hier der
Kongreß zunächst nach, steigerte in den drei Jahren
von 1981 bis 1983 das Rüstungsbudget um 43 Pro-
zent. Insbesondere die investiven Ausgaben für
Produktion, Forschung und Entwicklung von Waf-
fen wurden berücksichtigt, teilweise verdoppelt.
Bis heute ist freilich unklar geblieben, ob dieses
riesige Aufrüstungsprogramm Präsident Reagans
erforderlich war und in welcher Weise die amerika-
nische Verteidigungsfähigkeit davon profitiert
hat4). In der Praxis hat die Reagan-Administration
nämlich nur dasjenige Rüstungsprogramm ausge-
führt, das schon Carter geplant, aber finanziell
nicht so großzügig ausgestattet hatte. Eine Aus-
nahme bildete lediglich der B 1-Bomber, den Prä-
sident Carter gestrichen hatte, weil er ihn für über-
holt hielt. Als wirkliche Neuheit wird man nur die
Strategische Verteidigungsinitiative (SDI) bezeich-
nen können, die Präsident Reagan im März 1983
verkündete. Sie wurde aber erst seit 1985 im Haus-
halt veranschlagt und kann deswegen schwerlich für
den 1,5 Trillionen US-Dollar-Verteidigungshaus-
halt verantwortlich gemacht werden, den Reagan
bis dahin ausgegeben hat.

Selbst die 600 Schiff-Marine, Reagans Lieblings-
projekt, erweist sich jenseits der beiden zusätz-
lichen Flugzeugträgerkampfgruppen, die Reagan
geordert hat, mehr als Umrüstung, denn als Aufrü-
stungsprogramm. Lediglich der Luft- und der See-
transport sowie die Vornestationierung von Kriegs-
material haben von dem Reaganschen Aufrüstungs-
programm profitiert. Sie dienen sicherlich auch der
Auseinandersetzung mit der Sowjetunion, in erster
Linie aber der amerikanischen „power projection“
in der Dritten Welt.

Ein solches Resultat darf insofern nicht verwun-
dern, als es an der strategischen Rüstung der USA
kaum etwas zu verbessern gab. Keiner der Vorgän-
ger Reagans hatte an dieser Rüstung etwas fehlen
lassen, zu keinem Zeitpunkt war eine strategische
Überlegenheit der Sowjetunion auch nur perspekti-
visch in Sicht. Die für die Sicherheit der USA in

erster Linie verantwortlichen Vereinigten General-
stabschefs erklärten 1982, daß zwischen den Verei-
nigten Staaten und der Sowjetunion strategisch ein
wirkliches Gleichgewicht (essential equivalence)
und auf allen anderen Gebieten eine ejndeutige
Überlegenheit der Vereinigten Staaten gegeben
war5). Das berühmt gewordene „Fenster der Ver-
wundbarkeit“, mit dem die Reagan-Koalition ihren
Wahlkampf geführt und Reagan seine zusätzlichen
Rüstungsgelder gefordert hatte, hatte (wie seiner-
zeit die ,Raketenlücke1 bei John F. Kennedy) in
dieser Form nie bestanden. Bestanden hatte auf Sei-
ten der Reagan-Koalition der politisch begründete
Wunsch, mehr Geld für die Rüstung auszügeben.
1976 hatte sie der Carter-Administration das soge-
nannte Team B‘ aufs Auge gedrückt, das die Ana-
lysen, die die CIA über die sowjetische Aufrüstung
angefertigt hatte, nach oben korrigieren sollte. Die
Sowjetunion gab ein Mehrfaches des amerikani-
schen Rüstungsbudgets für ihre Aufrüstung aus,
weil sie Mitte der sechziger Jahre von einem sehr
viel niedrigeren Niveau aus gestartet war und ihre
Rüstungszyklen anders verliefen als die der bereits
hochgerüsteten USA. 1983 mußte die CIA öffent-
lich einräumen, daß der sowjetische Verteidigungs-
haushalt keineswegs jährlich um 3 bis 5 Prozent,
sondern lediglich um 2 Prozent gesteigert worden
und der Aufwand für die Waffenbeschaffungspro-
gramme in den sieben Jahren seit 1976 konstant
gehalten worden war6). War es also evident, daß
die Sowjetunion aufgerüstet und die Vereinigten
Staaten auf dem strategischen Gebiet eingeholt
hatte, so war es ebenso evident, daß sie nicht im
Begriff war, die USA zu überholen. 1985 fror der
Kongreß das Rüstungsbudget ein, wenn auch auf
bereits sehr hohem Niveau.
Da Reagans fiskalpolitische Strategie, die aus der
Verbindung von Einkommensteuersenkungen und
Rüstungsausgabensteigerungen sich notwendig er-
gebenden Fehlbeträge aus dem Sozialetat zu dek-
ken, am Widerstand der Legislative scheiterte, be-
gann das Haushaltsdefizit der USA beträchtlich zu
steigen. Hatte es 1979 noch 40,2 Mrd. US-Dollar
ausgemacht, so verfünffachte es sich unter den
Händen Ronald Reagans bis 1983 auf 208 Mrd. US-
Dollar. Diesen, in seiner Höhe unerhörten Verstoß
gegen die fiskalpolitischen Grundsätze des Republi-
kanismus verdeckte die erste Reagan-Administra-
tion durch eine pointiert konfrontative, teilweise
sogar donnernde Polemik gegen die Sowjetunion.
Der Präsident stellte sie als das „Reich des Bösen“
hin, das „lügt, betrügt und zu jedem Verbrechen
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fähig“ ist. Was Jimmy Carter nach dem sowjeti-
schen Einmarsch in Afghanistan an amerikanisch-
sowjetischen Verbindungen noch stehengeiassen
hatte, wurde von Reagan gekappt. Von 1981 bis
1983, in der Zeit von „Reagans Regime“, versan-
ken die amerikanisch-sowjetischen Beziehungen in
einer neuen Eiszeit. Die Reagan-Administration
erklärte die Entspannung offiziell für tot, den
SALT II-Vertrag für schädlich und die Rüstungs-
kontrolle für entbehrlich.
Die von der Reagan-Administration dieser Periode
bevorzugte konfrontative Rhetorik bereitete in
Amerika wie in Westeuropa zunehmend Sorgen.
Die amerikanischen Mittelstreckenraketen, deren
Stationierung im Herbst 1983 begann, veränderten
ihre Bedeutung. Sie galten vielen nicht mehr nur als
Siegel des amerikanischen Schutzes, sondern auch
schon als Vorposten einer möglicherweise offensi-
ven Strategie der Reagan-Administration gegen die
Sowjetunion. In die gleiche Richtung deutete die in
den ersten Jahren offiziell vertretene Strategie der
.horizontalen Eskalation*. Sie implizierte, daß die
USA im Konfliktfall den Krieg globalisieren, also
vielleicht auch in Europa führen wollten, selbst
wenn er dort nicht begonnen hatte. Die Sorgen nah-
men zu, nachdem Präsident Reagan im März 1983
die Strategische Verteidigungsinitiative verkündet
hatte: Würde sie nicht, zumindest in der Über-
gangszeit, den USA eine Erstschlagskapazität ge-
gen die Sowjetunion verleihen? Würde sie nicht,
zweitens, erneut zu einer Abkopplung der USA von
Westeuropa, zu Zonen unterschiedlicher Sicherheit
in der Allianz führen? Gewiß, diese Sorgen bezo-
gen sich vor allem auf Vorgänge, die auf der dekla-
ratorischen Ebene der Politik, nicht auf der opera-
tiven angesiedelt waren. SDI aber gehörte zweifel-
los auf jene operative Ebene, ebenso wie die
FOFA-Strategie und das Kampfhandbuch für die
Armee .Airland Battle 2000*. Wenn sich auch Prä-
sident Reagan in der Praxis seiner Politik sehr zu-
rückhaltend verhielt, so wich seine Administration
doch fundamental von der mittleren Position ab,
die von Eisenhower bis Carter die amerikanische
Weltpolitik bestimmt hatte.
Den außereuropäischen Problemen versuchte die
erste Reagan-Administration mit Hilfe eines .Stra-
tegischen Konzeptes* beizukommen. Außenmini-
ster Haig glaubte, daß Araber und Israelis. Palästi-
nenser und Perser ihre Konflikte vergessen, jeden-
falls vernachlässigen würden zugunsten des gemein-
samen Kampfes gegen die Sowjetunion. Diese
Hoffnung trog mehrfach. Israel nutzte das ihm erst-
mals angebotene Militärabkommen zum Einmarsch
in den Libanon, woraufhin Washington enttäuscht
dieses Abkommen wieder suspendierte. Die zur
UN-Botschafterin ernannte Neo-Konservative
Jeane Kirkpatrick distanzierte die Reagan-Admini-
stration von der durch Carter erneut belebten, ei-
gentlich traditionellen amerikanischen Menschen-

rechtspolitik. Sie erklärte den Kommunismus und
den Terrorismus zu den eigentlichen Gegnern der
USA und ließ dadurch ein günstigeres Licht auf
rechtsautoritäre Diktaturen fallen7). Das half zwar
den Contras in Nicaragua, die von der CIA ins
Leben gerufen worden waren und viele Somoza-
Anhänger aufwiesen, es überzeugte aber nicht ein-
mal den amerikanischen Kongreß. Nur zweimal,
1984 und 1987, hat er dem Präsidenten Militärhilfe
für die Contras bewilligt.

7) Jeane Kirkpatrick. Dictatorships and Double Standards,
in: Commentary. 68 (1979) 5, S. 34ff.
8) Erklärung von Außenminister George P. Shultz vor dem
Außenpolitischen Ausschuß des Senats am 15. Juni 1983.
abgedruckt in: Ernst-Otto Czempiel/Carl-Christoph Schweit-
zer (Hrsg.). Weltpolitik der USA nach 1945, Einführung und
Dokumente. Bonn 19872, S. 409 f.

Allerdings hatte das „Strategische Konzept* keine
weiterreichenden Folgen. Auch hier schlug die
Rhetorik nicht auf die Politik durch. Gewiß, Rea-
gan kehrte zu einer kräftigen Unterstützung Süd-
afrikas zurück. Er schlug aber gegenüber dem
philippinischen Diktator Marcos und gegenüber
Südkorea durchaus kritische Töne an, trug später
auch zur Entfernung von Marcos aus Manila und
von Duvallier aus Haiti bei.
Ein politisches Konzept, eine auch nur einigerma-
ßen durchgearbeitete Strategie gegenüber den Pro-
blemen der außereuropäischen Welt lag dem nicht
zugrunde. Sie fehlte sogar gegenüber der Sowjet-
union. In den ersten drei Jahren von .Reagans Re-
gime* gab es nur einen einzigen Versuch, der Auf-
rüstung und der konfrontativen Isolierung der So-
wjetunion einen konzeptuellen Rahmen zu verlei-
hen. Am 15. Juni 1983 gründete der neue Außen-
minister Shultz vor dem Kongreß die Sowjetunion-
politik der Reagan-Administration auf die An-
nahme, daß „die Sowjetunion von unseren Maß-
nahmen, die ihr die mit einer Aggression verbunde-
nen Risiken verdeutlichen, eher abgeschreckt wird,
als durch ein zerbrechliches Netz der Interdepen-
denz“8). Das war die Absage an Kontakte und
Kooperation, an Rüstungskontrollvereinbarungen
und politische Abkommen jeder Art. Bilaterale
Verabredungen, die bisherigen Versuche der Ver-
ständigung und der Zusammenarbeit sollten, da sie
offensichtlich in Afghanistan gescheitert waren, er-
setzt werden durch die unmißverständliche Sprache
der amerikanischen Macht.
Es ist nicht zu bezweifeln, daß Shultz das außenpo-
litische Kalkül des harten Kerns der Reagan-Admi-
nistration exakt wiedergab. Shultz selbst gehörte
nicht dazu. Wie das Außenministerium insgesamt,
zählte er zusammen mit den Vereinigten Stabschefs
zu den Gemäßigten in der Administration. Die Fal-
ken waren in der zivilen Leitung des Pentagon zu
finden, angeführt von Verteidigungsminister Wein-
berger und seinem Staatssekretär Perle, aber auch
in der Rüstungskontroll- und Abrüstungsbehörde
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(ACDA), die Ronald Reagan bei seinem Amtsan-
tritt von jedem Rüstungskontrollanhänger gesäu-
bert und mit Anhängern strikter Aufrüstungspolitik
besetzt hatte. Diese Gruppe hatte großen Einfluß
auf die konzeptionelle Diskussion der ersten Rea-
gan-Jahre, vor allem im Bereich der Rüstungskon-
trollpolitik.
Jenseits dessen gestaltete Reagan seine Weltpolitik
eher vorsichtig. Er zog die amerikanische Armada
vor Beirut zurück, statt nach dem Massaker an ame-
rikanischen Soldaten militärisch gegen Syrien, den
Klienten der Sowjetunion, vorzugehen. Rhetorisch
brachte Reagan die Sowjetunion mit jeder politi-
schen Gewaltaktion, sogar mit dem internationalen
Terrorismus in Verbindung, wie er anläßlich der
Eroberung von Grenada offen proklamierte. Seine
Praxis aber unterschied sehr deutlich zwischen
Kommunismus und Terrorismus, bombardierte
zwar Libyen, informierte aber rechtzeitig die So-
wjetunion darüber, so daß sie ihre Schiffe aus den
gefährdeten Häfen zurückziehen konnte.
Als Außenminister Shultz im Juni 1983 die außen-
politische Devise der ersten drei Reagan-Jahre for-
mulierte, war die Zeit ihres Regimes praktisch
schon vorüber. Das Außenministerium hatte im
Sommer 1983 den Kontakt zur Sowjetunion wieder
hergestellt, hatte Moskau über die Einrichtung
neuer Konsulate in den beiden Staaten sondiert.
Die Wiederannäherung wurde durch den Abschuß
der koreanischen Verkehrsmaschine durch einen
sowjetischen Jäger zwar nochmals verzögert, aber
nicht mehr endgültig gestört.
Im Januar 1984 änderte Präsident Reagan seine
Sprache, bot der Sowjetunion in einer Femsehan-
sprache erneut Kontakt und Kooperation an. Da-
mit ging das Regime der ersten drei Jahre endgültig
zu Ende. Es machte einer Strategie Platz, die zwar
noch immer antagonistisch war und nach wie vor
auf den Sieg der USA setzte, die aber doch dem
Element der Kooperation und der Rüstungskon-
trolle wenigstens wieder Aufmerksamkeit zu-
wandte. Das unilaterale Diktat der Macht, das der
Sowjetunion ihren Platz in der Weltpolitik zuweisen
wollte, wurde erneut ersetzt durch die Bereitschaft
zu Kommunikation und Kooperation. Auch sie be-
ruhten auf der Macht, dem Medium der internatio-
nalen Politik. Aber sie beschränkte sich eben nicht
mehr auf die gewaltsame sprachlose Geste, sondern
stellte sich dem Dialog mit dem Gegner.
Das war eine bedeutende Wende der Reagan-Ad-
ministration. die sich damit zur traditionellen Mitte
der amerikanischen Weltpolitik zurückzutasten be-
gann. Als Außenminister Shultz im Oktober 1984
diese neue Politik umriß, ließ er nicht nur die von
ihm ein Jahr zuvor präsentierte Konzeption, son-
dern sogar die von Nixon und Kissinger weit hinter

sich. Beide hatten der Sowjetunion ihr Wohlverhal-
ten in der Dritten Welt durch das Gegengeschäft
der Rüstungskontrolle und der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit sozusagen abkaufen wollen. Die
„linkage-Politik" ) sollte die Sowjetunion zur poli9 -
tischen Selbsteindämmung dadurch veranlassen,
daß sie ihr im Verweigerungsfall die politischen und
ökonomischen Kompensationen entzog. Als dieser
Fall eintrat, 1974 in Angola, 1978 im Hom von 
Afrika und 1979 schließlich mit der Intervention in
Afghanistan, mußte diese Politik die angedrohten
Konsequenzen auch ziehen. Carter bestrafte die
Sowjetunion mit Sanktionen, mit Weizenboykott
und Olympiaverzicht. Das hatte eigentlich ganz auf
der harten Linie Reagans gelegen, die er in den
ersten drei Jahren auch verfolgte.

1984 ging Außenminister Shultz weit über Nixon
und Kissinger hinaus. Er stellte die Sanktionspolitik
prinzipiell in Frage, ebenso die „linkage-Politik“,
die beide nur amerikanische Interessen schädigten,
ohne sowjetisches Verhalten erfolgreich zu beein-
flussen. Shultz löste statt dessen die Verknüpfung
auf, machte amerikanisch-sowjetische Vereinba-
rungen unabhängig von möglichem sowjetischen
Fehlverhalten. „Sollen wir uns weigern, mit den
Sowjets eine Vereinbarung auf einem Gebiet abzu-
schließen, wenn sie auf einem anderen Gebiet et-
was Empörendes unternehmen? Würde uns ein der-
artiges Vorgehen stärkere Einwirkungen auf das
Verhalten Moskaus schaffen?“ Shultz gab sich
selbst die Antwort und gab damit gleichzeitig die
neue Devise der Reaganschen Sowjetunionpolitik
aus: „Wir sollten keine langfristigen Interessen op-
fern, um unmittelbare Empörung zu äußern.“10)

9) Zur „linkage-Politik“ vgl. Gebhard Schweigler. Von Kis-
singer zu Carter. München 1982; Christian Hacke. Die Ära
Nixon-Kissinger. 1969 — 1974. Stuttgart 1983.
10) Rede von Außenminister George P. Shultz vor der
RAND Corporation in Los Angeles am 18. Oktober 1984.
abgedruckt in: Czempiel/Schweitzer (Anm. 8). S. 416 ff.

Das war eine wirkliche Wende vorwärts, eine Kurs-
änderung der Außenpolitik der Reagan-Admini-
stration um 180 Grad. Sie zielte jetzt darauf ab,
zwischen den Bereichen der Kooperation — in den
Fragen der Rüstungskontrolle und der gefährlichen
regionalen Konflikte — und denen der Konfronta-
tion, nämlich in der Konkurrenz um militärische
Stärke und um die Dritte Welt, deutlich zu unter-
scheiden. Shultz intensivierte im Jahre 1984 die
Kontakte mit seinem sowjetischen Kollegen Gro-
myko, der am 28. September 1984 sogar von Präsi-
dent Reagan empfangen wurde — zum ersten Mal
in vier Jahren. Am 8. Januar 1985 verabredeten
beide Außenminister das Rüstungskontrollge-
spräch in Genf, das im Winter 1983 von den Sowjets
abgebrochen worden war, wieder aufzunehmen.
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III.

Was hatte die Wende vom Januar 1984 in Washing-
ton ausgelöst? Die Antwort darauf kann nur in
einem Punkt eindeutig und verbindlich sein: Es war
nicht Gorbatschow, der zu diesem Zeitpunkt noch
mehr als ein Jahr vom Amtsantritt in Moskau ent-
fernt war. Der wichtigste Antrieb kam vielmehr aus
der amerikanischen Innenpolitik. Die Präsident-
schaftswahlen vom Herbst 1984 warfen ihre Schat-
ten voraus. Reagans Popularität hatte in den Jahren
der Rezession, 1982 und 1983, stark gelitten —,
seine Aufrüstungspolitik hatte nur in einem Jahr,
1981, Zustimmung gefunden. Seitdem nahm sie
kontinuierlich ab, und zwar besonders in den Pha-
sen, in denen der Präsident die Konfrontation mit
der Sowjetunion zuspitzte ).11

In den USA hatte Reagans Absage an die Rü-
stungskontrolle die Freeze-Bewegung hervorgeru-
fen )12 (und in Europa die Friedensbewegung). Im
Mai 1983 hatte sich sogar das Repräsentantenhaus
in einer Resolution dafür ausgesprochen, die Kern-
waffen auf beiden Seiten einzufrieren. Reagans Re-
gime hatte in den USA verbreitet Angst ausgelöst
und die Erinnerung an den Wahlkampfvorwurfwie-
der wachgerufen, daß der Präsident „trigger-
happy“ sei. Nicht nur die breite Öffentlichkeit, so
fand der Chicago Council on Foreign Relations im
März 1983 heraus, sondern gerade die politische
Elite drängte auf die Wiederherstellung des Rü-
stungskontrolldialoges mit der Sowjetunion und auf
die Wiederaufnahme von Verhandlungen mit Mos-
kau ).13

Die Alarmlampen im Weißen Haus hatten aber
schon früher aufgeleuchtet. Die (Zwischen)Wahlen
im Herbst 1982 hatten die konservative Koalition,
die Präsident Reagan in den ersten beiden Jahren
automatische Mehrheiten beschert hatte, beendet.
Bei den gleichzeitig stattfindenden Gouverneurs-
wahlen hatten die Demokraten den größten Sieg
seit zwölf Jahren davongetragen. Gegen solche
starke Strömungen in der Gesellschaft und im Kon-
greß läßt sich in den USA keine Politik betrei-
ben.
Hinzu kamen die Sorgen der Europäer und ihre
Interventionen in Washington. Besonders die Bun-

11) Dazu Miroslav Nincic. The United States, the Soviet 
Union, and the Politics of Opposites. in: World Politics. XL
(1988) 4. S. 452 ff.
12) Dazu Bernd W. Kubbig, Amerikanische Rüstungskon-
troilpolitik. Die innergesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in
der ersten Amtszeit Reagans (1981 — 1985), Frankfurt
1988.
13) John E. Reilly (ed.). American Public Opinion and U.S.
Foreign Policy 1983. The Chicago Council on Foreign Rela-
tions, Chicago 1983. S. 36.

desrepublik war an einer Wiederaufnahme des
amerikanisch-sowjetischen Dialoges interessiert,
weil sie unter seiner Unterbrechung am meisten litt.
Außenminister Genscher hatte denn auch die Pe-
riode der amerikanisch-sowjetischen Sprachlosig-
keit durch häufige Ostblockreisen zu überbrücken
versucht.
Von der amerikanischen Gesellschaft auch bei
Strafe des möglichen Machtverlustes aufgefordert
und von den westeuropäischen Alliierten bedrängt,
mußte Ronald Reagan wenden. Er wendete radikal
und erfolgreich. Die Amerikaner honorierten seine
Wiederannäherung an die Sowjetunion und die er-
neute Aufnahme des Rüstungskontrolldialoges im
November 1984 mit einem Erdrutschsieg. Dazu
hatte zweifellos auch die verbesserte Wirtschafts-
lage beigetragen, die nach der Überwindung der
Rezession 1983 eintrat. Nicht vergessen werden
dürfen die Zerrissenheit der Demokratischen Partei
und die daraus resultierende Schwäche des Heraus-
forderers Mondale. Nicht vergessen werden darf
auch Roger Ailes, der Medienberater Präsident
Reagans, der das Erscheinungsbild des Präsidenten
in der letzten Phase des Wahlkampfs erheblich auf-
besserte.
Ausschlaggebend für die Wende dürfte also die Per-
spektive einer möglichen Niederlage bei den Präsi-
dentschaftswahlen vom November 1984 gewesen
sein. Nicht nur die präsidentielle Rhetorik, auch
seine konfrontative Politik gegenüber der Sowjet-
union befanden sich nicht im Einklang mit den
Anforderungen der amerikanischen Gesellschaft.
Sie war zwar an einer starken Machtposition der
USA interessiert, befürwortete deswegen auch eine
beträchtliche Aufrüstung. Gleichzeitig aber vo-
tierte sie konstant für die Kooperation mit der So-
wjetunion, insbesondere auf dem Sektor der Rü-
stungskontrolle und der Vermeidung eines Nu-
klearkrieges. Diesem Interesse mußte der Präsident
Rechnung tragen.
Dazu brauchte er nicht einmal so sehr die Politik zu
verändern. Immerhin hatte es ja bis Ende 1983
Rüstungskontrollverhandlungen in Genf gegeben,
wenn sich die Reagan-Administration auch spät
dazu entschlossen und dann darin recht zögerlich
verhalten hatte. Die konfrontative Rhetorik mußte
aufgegeben, die politische Diskriminierung der So-
wjetunion fallengelassen und die diplomatische Iso-
lierung beendet werden. Die machtpolitische Sub-
stanz der Reaganschen Weltpolitik sollte beibehal-
ten, ihr Erscheinungsbild aber mußte verändert
werden.
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IV.

Dieses Kalkül konnte gegenüber der Dritten Welt
durchgehalten werden, nicht aber gegenüber der
Sowjetunion. Hier veränderte der Amtsantritt
Michail Gorbatschows im Frühjahr 1985 die inter-
nationale Umwelt Reagans geradezu dramatisch.
Praktisch zu Beginn seiner zweiten Amtszeit sah
sich Ronald Reagan einem Gegner gegenüber, der
von der starren, auf Rüstung und Macht fixierten
und daher eigentlich berechenbaren Politik der Al-
ten Garde in Moskau weit entfernt war. Gorba-
tschow verordnete der Sowjetunion eine innen-,
wirtschafts- und gesellschaftspolitische Reform, um
sie aus der Stagnation herauszubringen und in eine
moderne Führungsmacht zu verwandeln14). Er
nahm die Expansionspolitik seiner Vorgänger zu-
rück und schaltete quasi über Nacht die sowjetische
Amerikapolitik von Konfrontation auf Koopera-
tion um.

14 ) Vgl. dazu Richard H. Ullmann. Ending the Cold War. in:
Foreign Policy. 72 (1988). S. 130 ff.

Dadurch wurde Ronald Reagans Versuch vereitelt,
zwar seine Rhetorik und sein Verhalten anzupas-
sen, nicht aber die Substanz seiner Politik auszu-
wechseln. Präsident Reagan hielt nach wie vor in
der Sache nichts von der Rüstungskontrolle, gab 
vielmehr im Mai 1986 bekannt, daß er zum Ende
des Jahres die SALT Il-Obergrenzen, die er bis
dahin trotz der Ablehnung dieses „grundsätzlich
verfehlten“ Vertrages eingehalten hatte, über-
schreiten würde. Sein Aufrüstungsprogramm ließ
ohnehin keinen Einfluß der Wende vom Januar
1984 erkennen. 1985 sah sich der Kongreß gezwun-
gen, seinerseits die Aufrüstungspläne des Präsiden-
ten zu stoppen und ihm auch seine fiskalpolitische
Taktik zu nehmen. Die Legislative lehnte Reagans
Vorschlag, den Budgetausgleich in der Verfassung
zu verankern, ab, und brachte ihn stattdessen im
Budgetausgleichsgesetz von 1985 unter. Seine
— notfalls automatisch eintretenden — Kürzungen
mußten zur Hälfte vom Rüstungsbudget getragen
werden. Damit war Ronald Reagans innenpoliti-
sche Revolution, sein Versuch, mit Hilfe der Auf-
rüstung den Sozialstaat zu revidieren, in eine Sack-
gasse geraten. Schon 1983 hatte der Kongreß eine
weitere Beschneidung des Sozialetats zugunsten des
Rüstungsetats verweigert; das Budgetausgleichsge-
setz legte es dem Präsidenten nahe, seine Rüstungs-
budgetforderungen nicht zu übertreiben.

Der Kongreß machte auch Reagans Absicht, zwar
das Erscheinungsbild seiner Politik, aber nicht de-
ren Zielrichtung zu verändern, zunichte. Die Legis-
lative holte im Sommer 1986 zu einem rüstungskon-
trollpolitischen „Rundumschlag“ aus. Vier Gesetze
sollten den Präsidenten zwingen, ein Moratorium
beim Test von Anti-Satellitenwaffen zu verhängen.
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die Gelder für die Produktion chemischer Waffen
zu streichen, die SALT-Obergrenzen beizubehal-
ten und den Vertrag über die friedliche Nutzung der
Atomenergie sowie den über die Schwellenwerte
bei Atomtests endlich zur Ratifikation vorzulegen.
Hätte der Kongreß diese Vorlagen verabschiedet,
was nach Lage der Dinge als gesichert gelten
konnte, hätten sie Reagans Aufrüstungspolitik
empfindlich gestört.

Von seiner Frau klug beraten, trat Ronald Reagan
die Flucht nach vom an. Er verwandelte damit die
drohende Niederlage in einen überraschenden,
seine Flexibilität demonstrierenden Sieg. Innerhalb
von elf Tagen verabredete er sich mit Gorbatschow
zum „Vorgipfel“ von Reykjavik. Damit hatte er
dem Kongreß die Waffen aus der Hand geschlagen;
die Gesetzentwürfe wurden zu Resolutionen herun-
tergestuft bzw. zurückgezogen. Der Präsident sei-
nerseits kam freilich vom Regen des Kongresses in
die Traufe seines sowjetischen Gegenspielers. Gor-
batschow brachte ein komplettes Abrüstungspaket
mit nach Reykjavik, das Reagan zwar auflösen,
aber nicht gänzlich zurückweisen konnte. Er einigte
sich mit seinem Gegner über die Abrüstung der
Mittelstreckenraketen in Europa und eine Halbie-
rung der strategischen Offensivwaffen, wurde nur
durch einen sowjetischen Verhandlungsfehler vor
der Unterschrift bewahrt. Gorbatschows spätere
Konzessionen lösten das Paket auf und räumten für
den INF-Vertrag alle weiteren Hindernisse aus dem
Weg, indem sie auf die verbliebenen 100 Spreng-
köpfe bei den Mittelstreckenraketen größerer und
auf die Raketen mittlerer Reichweite ganz verzich-
teten. Auf dem Washingtoner Gipfel im Dezember
1987 konnte auf diese Weise der INF-Vertrag mit
der doppelten Null-Lösung unterschrieben werden.
In Moskau, Anfang Juni 1988, wurde er in Kraft
gesetzt.

Zu Recht hat Henry Kissinger die Konferenz von
Reykjavik eine „Revolution“ genannt; sie ist es in
mehrfachem Sinn. Niemals zuvor in der Geschichte
war ein wichtiges, hochmodernes und einsatzfähi-
ges Waffensystem wegverhandelt worden. Auch für
die Reagan-Koalition war es eine Revolution. An-
getreten mit der Absicht, die Rüstungskontrolle zu
verhindern, mußte sie sich jetzt zu einer radikalen
Abrüstungsmaßnahme verstehen. Schließlich war
es auch für die NATO-Allianz eine Revolution:
Präsident Reagan brach mit dem INF-Vertrag nicht
nur aus dem europäischen Verteidigungssystem
diejenigen amerikanischen Abschreckungswaffen
wieder heraus, die die Europäer erst 1979/83 erhal-
ten hatten. Der erste Abrüstungsvertrag der Welt-
geschichte durchbrach das Allianzsystem auch kon-
zeptionell. Tendenziell hatten das schon Nixon und
Kissinger mit den Rüstungskontrollabkommen der
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siebziger Jahre getan, indem sie die Allianzsysteme
durch die rüstungsbeschränkenden Absprachen mit
dem Gegner überbrückten. Ronald Reagan aber
ging sehr viel weiter. Er reduzierte die Allianzfunk-
tion, indem er sich mit dem Gegner über die Besei-
tigung eines wichtigen, in deutschen und westeuro-
päischen Augen geradezu entscheidenden Ab-
schreckungsmittels verständigte.
Es ist fraglich, ob die Reagan-Administration diese
strukturverändernden Qualitäten des INF-Vertra-
ges mitreflektiert hat. Sie folgte wohl eher anderen
Interessen, von denen eines allerdings auch Struk-
turqualität besitzt. Die USA waren zu keiner Zeit
daran interessiert, in Westeuropa mit eurostrategi-
schen Kernwaffen präsent zu sein, weil sie das ame-
rikanische Mutterland automatisch an jeden Kon-
flikt in Westeuropa ankoppeln. Unter diesem 
Aspekt bringt der INF-Vertrag die USA in die Posi-
tion zurück, die sie bis 1979/83 innegehabt hatten.
Zu berücksichtigen ist auch, daß die im INF-Ver-
trag und in dem kommenden Vertrag über die Hal-
bierung der Offensivwaffen sich ausdrückende Min-
derung der Relevanz von Kernwaffen die technolo-
gische Überlegenheit der USA im Bereich der kon-
ventionell bestückten ,smart weapons’ stärkt.
Diese Hinweise verkleinern nicht die politische Lei-
stung Ronald Reagans. Er hat mit dem INF-Ver-
trag einen Durchbruch zugelassen, den keiner sei-
ner Vorgänger für möglich gehalten, geschweige
denn geschafft hatte. Ronald Reagan kann es be-
quem seinem Nachfolger überlassen, diesen Ansatz
weiterzuführen und, vor allem, die konzeptionellen
Konsequenzen daraus zu ziehen. Sie könnten
durchaus bewirken, daß die USA den zweiten Ent-
wurf ihrer Weltführungsstrategie, Weltführung
durch Führung von Allianzen, überarbeiten bzw.
aufgeben zugunsten eines moderneren, mehr zeit-
gemäßen Führungsstils.

Dieses Problem hat Ronald Reagan nicht gelöst, er
hat es durch seinen Rückgriff auf die Konfronta-
tionspolitik und auf die Militarisierung der Ostpoli-
tik eher noch zugespitzt.

Seine Politik stellte vermutlich den letzten Versuch
der Vereinigten Staaten dar, ihre Weltführungspo-
litik ganz unter das Zeichen des Konfliktes mit der
Sowjetunion zu stellen und mit den in der Vergan-
genheit dafür bereitgestellten Mitteln zu instrumen-
tieren. Dieser Versuch erwies sich schon am Ende
der ersten Amtszeit Reagans als nicht mehr prakti-
kabel, weder in den Vereinigten Staaten selbst,
noch in Westeuropa. Ronald Reagan modifizierte
ihn vorbildlich mit seiner Revolution, die, wenn
nicht alles täuscht, eine neue, tiefer gehende und 
länger anhaltende Phase der Entspannung zwischen
den beiden Supermächten eingeleitet hat.

Für Westeuropa werden damit die gleichen Pro-
bleme heraufziehen, die die partielle Kooperation
zwischen Moskau und Washington in den siebziger
Jahren erzeugt hatte: größere Abhängigkeit, gerin-
gerer Einfluß. Die Westeuropäer, allen voran die
Deutschen, wären daher gut beraten, wenn sie dazu
beitragen würden, daß die in Reagans revolutionä-
rem Abrüstungsvertrag liegende Chance zur kon-
zeptionellen Überwindung der Allianzsysteme er-
griffen und ausgenutzt wird zu einer verstärkten
politischen Kooperation innerhalb Westeuropas
und zwischen ihm und den Vereinigten Staaten.
Erst dadurch entsteht ein politisches Machtgebilde,
das es sich leisten kann, militärische Gewalt und die
dazugehörigen Allianzsysteme an das Ende des po-
litischen Mittelspektrums zu rücken und den Aus-
trag des Konfliktes mit der Sowjetunion vornehm-
lich politischen, wirtschaftlichen und ideologischen
Mitteln anzuvertrauen.

Die Politik der Reagan-Administration gegenüber
der Dritten Welt zeigte auch in der zweiten Amts-
periode des Präsidenten keinerlei konzeptionellen
Durchbruch. Im Gegenteil. Das .Strategische Kon-
zept1 wurde in der zweiten Reagan-Administration
zu der (offiziell so nicht genannten) Reagan-Dok-
trin, die der Präsident in seiner Kongreß-Botschaft
vom 14. März 1986 darlegte ). Reagan stellte
darin fest, daß die Sowjetunion, die in der Phase der
Entspannungspolitik politisch expandiert hatte, vor

15

15) Botschaft des Präsidenten Ronald Reagan an den Kon-
greß über Probleme der regionalen Sicherheit vom 14. März
1986. abgedruckt in: Czempiel/Schweitzer (Anm. 8).
S. 433 ff.

der unter Reagan wieder erwachten Stärke des We-
stens auf dem Rückzug begriffen sei. Diesen Exo-
dus des sowjetischen Einflusses aus der Welt wollte
Präsident Reagan mit den Mitteln der „power pro-
jection" und der „Kriegführung niedriger Intensi-
tät“ ),16 mit Militärhilfe und wirtschaftlicher Unter-
stützung an Freiheitskämpfer und antikommunisti-
sche Regierungen vollenden. Zu diesem Zweck ver-
schob er die Zusammensetzung der amerikanischen
Auslandshilfe immer weiter in den militärischen

16) Vgl. Michael T. Klare, The Interventionist Impulse:
U.S. Military Doctrine for Low-Intensity Warfare. in: ders./
Peter Kornbluh (eds.), Low-Intensitiy Warfare. Counterin-
surgency. Proinsurgency and Antiterrorism in the Eighties,
New York 1988, S. 53 ff.
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Bereich 17). Er hatte bei den Empfängerländern im
Krisenbogen’ des Nahen Ostens: Israel, Ägypten

und Jordanien, schon immer den Löwenanteil er-
halten. Jetzt wurde er bei allen Empfängerländern
stärker bedacht. Militär- und militärische Unter-
stützungshilfe nahmen 1988 fast 60 Prozent der
Auslandshilfe der USA ein, während auf die reine
Entwicklungshilfe nur 40 Prozent entfielen. Im
langjährigen Durchschnitt hatten die Anteile stets
bei 51 und 49 Prozent gelegen.
Da die Auslandshilfe infolge der Sparmaßnahmen
(und der allgemeinen Abneigung) des Kongresses
absolut abnahm, sich 1988 nur noch auf 15 Mrd.
US-Dollar belief, trat ihre militärische Kopflastig-
keit noch stärker hervor. Sie spiegelte die Grund-
einstellung der Reagan-Administration wider, daß
der Staat nur für den Sachbereich der militärischen
Sicherheit, für alle anderen Sachbereiche hingegen
die Gesellschaft selbst zuständig sei. Entwicklung
und Entwicklungshilfe gehörten damit in den Be-
reich der Privatwirtschaft. Auch die Vereinten Na-
tionen, das diplomatische Hauptinstrument der
Dritten Welt, bekamen Reagans Abneigung zu spü-
ren. Er kürzte die amerikanischen Beitragszahlun-
gen an die internationale Organisation derart, daß
sie mehrfach, und 1988 erneut, an den Rand der
Zahlungsunfähigkeit geriet.
Für diese stark militarisierte Politik in der Dritten
Welt erhielt Reagan Schützenhilfe durch den Kon-
greß. Die Legislative hob 1985 das Clark-Amend-
ment auf, das die Einmischung in den angolani-
schen Bürgerkrieg verboten hatte. Sie erlaubte im
gleichen Jahr erstmals die öffentliche Unterstütz
zung der Widerstandskämpfer in Afghanistan und
Kambodscha, genehmigte mit der Einlagerung von
Waffen und Gerät in Thailand sogar die vorsichtige
militärische Rückkehr der USA nach Indo-
china ).18

Allerdings hat Reagan es in der Dritten Welt nicht
bei einseitiger Machtpolitik belassen. Er bot mit
seiner Rede vor den Vereinten Nationen vom
24. Oktober 1985 der Sowjetunion eine „regionale
Friedensinitiative“ an ). Wo immer ein regionaler
Konflikt in der Dritten Welt beendet werden
konnte — in der Sicht Reagans: wo immer sich die
Sowjetunion zurückzog —, sollten die beiden Su

19

-
permächte politische Garantien übernehmen und
wirtschaftliche Entwicklungshilfe leisten. Der erste
Test dieses Angebots kam mit dem sowjetischen
Rückzug aus Afghanistan. Die USA und die So-
wjetunion unterzeichneten als Garantiemächte die
Abkommen zwischen Afghanistan und Pakistan

und gaben darüber hinaus Nicht-Einmischungsga-
rantien ab20 ). Der Antagonismus der Reagan-Dok-
trin schlug damit in die regionale Kooperation der
Supermächte um. Es bleibt abzuwarten, wieweit sie
trägt.

17) Dazu Bernhard May. Reagan und die Entwicklungslän-
der. Die Auslandshilfepolitik im amerikanischen Regie-
rungssystem, München 1987.
18) Stephen S. Rosenfeld. The Guns of July, in: Foreign
Affairs, 64 (1986) 4. S. 698 ff.
19) Abgedruckt in: Wireless Bulletin 197,25. Oktober 1985.
S. 1 ff.

20) Die Verträge sind abgedruckt in: Europa-Archiv. 43
(1988) 11. S. D306ff.

Die Reagan-Doktrin kann für sich in Anspruch
nehmen, daß sie ihre Ziele erreicht hat. Die Sowjet-
union hat sich nicht nur aus Afghanistan zurückge-
zogen, sie hat ihre Unterstützung Nicaraguas ver-
ringert und sich auch bereit erklärt, Vietnam zugun-
sten seines Rückzugs aus Kambodscha zu beeinflus-
sen. Moskau wirkt an einer Angola-Regelung mit,
die den Rückzug der Kubaner bringen soll. Es hat
seine U-Boote vor der amerikanischen Küste zu-
rückgezogen, die Anzahl seiner Schiffsbewegungen
erheblich verringert. Die Sowjetunion ist also welt-
politisch auf dem Rückzug. Wenn auch die Ent-
scheidung dazu wohl eher auf Moskauer Ent-
schlüsse als auf Washingtoner Taten zurückgeführt
werden dürfte, so kann die Reagan-Administration
sich durchaus damit brüsten. Sie war gewiß nicht
ohne Einfluß in Moskau, und sei es nur als Umwelt-
bedingung für die Durchsetzung des Gorbatschow-
sehen Reformkurses.

Daraus läßt sich freilich noch keine positive Ge-
samteinschätzung der Politik Reagans in der Drit-
ten Welt ableiten. Abgesehen von ihrer Übermili-
tarisierung und der Vernachlässigung der wirt-
schaftlichen Bedürfnisse der Entwicklungsländer
liegt das bedeutendste Versäumnis der Reagan-Ad-
ministration darin, daß sie zu der Lösung der wirk-
lich großen Probleme nichts beigetragen hat. Im
Nahen Osten hat sie sich nach dem Scheitern des
Reaganschen Friedensplanes auf die Rolle des in-
teressierten Zuschauers zurückgezogen und den
Dingen freie Hand gelassen. Erst die im Herbst
1987 beginnenden Aufstände im Gaza-Streifen und 
im Westjordanland lösten eine neue, aber erfolg-
lose Initiative von Außenminister Shultz aus. Sie
konnte fünf Jahre des Verzichts auf die Weiterfüh-
rung der von Präsident Carter eingeleiteten Politik
nicht mehr wettmachen.

Eine Namibia- und eine Angola-Regelung sind
durch die Torschlußaktivitäten des amerikanischen
Unterstaatssekretärs Crocker näher gerückt; sie
werden für den November erwartet. Bis dato hatte
Reagan die Position der Republik Südafrika fak-
tisch gestärkt.

Noch schwerer wiegt, daß die Reagan-Administra-
tion — hier allerdings die Politik ihrer Vorgänger
fortsetzend — das Verhältnis zu Indien nicht ver-
bessert. den „tilt" zu Pakistan beibehalten hat. Der
Tod von Staatspräsident Zhia eröffnet hier neue
Möglichkeiten der Korrektur. Reagans einseitiger
und im Laufe der Jahre verstärkter Verlaß auf
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China wird selbst in Washington besorgt betrachtet,
zumal sich die sowjetisch-chinesischen Beziehun-
gen deutlich verbessern.
Die größte Fehlanzeige muß Ronald Reagan in Mit-
telamerika erstatten. Es ist ihm in den acht Jahren
seinerTätigkeit weder gelungen, El Salvador zu sta-
bilisieren, noch den Konflikt in Nicaragua zu been-
den. Die militärische Unterstützung der Contras
hat zwar das Regime in Managua verunsichert, ent-
hielt aber zu keiner Zeit eine tragfähige politische
Lösung für die Zukunft dieses Landes.
Ebenfalls ein Fragezeichen verdient die Auseinan-
dersetzung Reagans mit dem internationalen Terro-
rismus. Sie zählte von Anfang an zu seinen Haupt-
zielen; ihr widmete er am 15. April 1986 das Bom-
bardement Libyens. Gegen den Willen der West-
europäer unternommen, bezeichnete diese Aktion
einen einsamen und kritischen Höhepunkt der Rea-
ganschen Antiterrorismuspolitik. Libyen hat des-
wegen seine anti-amerikanischen Aktivitäten kei-
nesfalls aufgegeben, sondern sie bis in den Südpa-
zifik hinein erweitert.
Die eher einschlägigen Mittel, die Sorge für die
Menschenrechte und die Förderung der Demokra-
tisierung, hat der Präsident erst sehr spät in sein
politisches Programm aufgenommen21). Sein Vor-
gänger Carter war ihm hier weit voraus, als er ver-
suchte, mit einer aktiven Menschenrechtspolitik
das wichtigste Problem der Dritten Welt zu lösen,
die Quelle der Gewalt zu versiegeln und auf diese
Weise das Tor des sowjetischen Einflusses zu ver-
schließen. Unter Ronald Reagan hat sich zwar Mos-
kau aus der Dritten Welt militärisch zurückgezo-
gen. Seine politische Präsenz aber ist unter Gorba-
tschow stärker denn je geworden, der es offenbar
verstanden hat, den aus der wirtschaftlichen Not-
lage geborenen militärischen Rückzug der sowjeti-

21) Friedbert Pflüger, Die Menschenrechtspolitik der USA,
München 1983.

schen Macht in eine politische Werbekampagne zu 
verwandeln.

Die Reagan-Administration war zu lange und zu
ausschließlich auf die gewaltsame Bekämpfung des
sowjetischen Einflusses in der Dritten Welt fixiert,
als daß sie den dort ablaufenden relevanten Prozeß
hätte wahrnehmen können: den Generationswech-
sel und die damit verbundene Entstehung eines en-
dogenen Nationalismus. Weniger denn je will sich
diese Welt unter das Joch des Ost-West-Konflikts
zwängen lassen. Wer Einfluß auf sie nehmen will,
muß einen ganz anderen Führungsstil entwickeln,
der nicht diktiert und erzwingt, sondern überredet
und gewinnt. Es genügt eben nicht mehr, eine be-
waffnete Armada in den Persischen Golf zu entsen-
den. Sie kann, indem sie einem der dortigen Kriegs-
partner Schützenhilfe bietet, die Waffenstillstands-
bereitschaft des anderen Partners beschleunigen.
Die politischen Probleme der Region werden da-
durch nicht gedämpft, sondern eher zugespitzt. Es
wird Reagans Nachfolger sehr schwerfallen, die po-
litischen Beziehungen zum Iran wiederherzustel-
len. Der Irak wird sich nicht davon abhalten lassen,
die neu gewonnene Handlungsfreiheit den noch im-
mer ungelösten Problemen des arabisch-israeli-
schen Konfliktes zuzuwenden. Gewiß, es ist
schwer, wenn nicht unmöglich, für alle Probleme
der Welt eine Lösung zu finden. Es sollte aber rela-
tiv leichtfallen, eine militarisierte Machtpolitik zu
unterlassen, deren Anachronismus seit Vietnam,
seit dem Fall des iranischen Schah und, wenn man
so will, seit Afghanistan evident ist. Daß Ronald
Reagan sich in den acht Jahren seiner Präsident-
schaft allzu sehr auf solche vertrauten, aber eben
nicht mehr effektiven Mittel verlassen hat, ist das
wahrscheinlich größte Defizit seiner Politik.

VL

Für diese eher rückwärtsgewandte, sozusagen
künstlich wiederbelebte Großmachtpolitik alten
Stils haben die USA mehrfach bezahlt. Der wirt-
schaftliche Wohlstand seit 1983 war, weil die Ein-
sparungsvorstellungen der Legislative und des Prä-
sidenten sich gegenseitig blockierten, nur noch auf
Kredit zu haben. Einst der große Gläubiger der
Welt, wurden die USA auf diese Weise zu ihrem
größten Schuldner. Vielleicht noch gravierender
war das Außenhandelsdefizit, das sich Anfang der
achtziger Jahre erneut einstellte und seitdem stark
vergrößerte. Seine Gründe lagen nicht nur im
Höhenflug des Dollar, der in den ersten Jahren

Reagans die Stärke der USA zu demonstrieren
schien und schließlich mit Hilfe einer konzertierten
Aktion des Westens zu einer sanften Landung ver-
anlaßt werden konnte. Die Gründe lagen auch in
der abnehmenden Wettbewerbsfähigkeit der ame-
rikanischen Industrie. Reagan war zwar ein aner-
kannter Vorkämpfer des Freihandels, der den pro-
tektionistischen Strömungen energisch Widerstand
leistete, so daß ein relativ akzeptables Außenhan-
delsgesetz 1988 zustande kam. Jenseits der Rheto-
rik aber hat kein anderer amerikanischer Präsident
der einheimischen Industrie soviel Schutz und Un-
terstützung zukommen lassen wie Reagan. Eine In-
dustriepolitik modernen Stils hingegen ist in den
Jahren seiner Herrschaft nicht zustande gekom-
men.
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Für Reagans Machtpolitik haben die USA auch
politisch bezahlt. Ronald Reagan hat, ohne es frei-
lich zu sagen, die „imperiale Präsidentschaft“ Ri-
chard Nixons weitergeführt, hat jedenfalls die ame-
rikanische Innenpolitik und, wie sich bei der Krise
um das Erdgas-Röhren-Geschäft gezeigt hatte,
auch die amerikanische Außenhandelspolitik den
Interessen der auswärtigen Machtpolitik unterzu-
ordnen versucht. Der Freedom of Information Act
wurde wieder eingeschränkt. Die CIA erhielt ihre
Handlungsfreiheit fast uneingeschränkt wieder zu-
rück. und der Lügendetektor wurde zum amtsübli-
chen Instrument der Loyalitätsprüfung erhoben. Im
Zeichen der nationalen Sicherheit und des Primats
der Außenpolitik verselbständigte sich der bürokra-
tische Apparat des Nationalen Sicherheitsrates und
der CIA. Beide führten in Nicaragua Krieg auf
eigene Faust, obwohl der Kongreß dies ausdrück-
lich verboten hatte. In der Iran-Contra-Affäre
machte sich die ebenso undemokratische wie un-
amerikanische Einstellung breit, daß der Zweck die
Mittel heilige. Als dieser Skandal im Herbst 1986
aufflog, zog er die gesamte Außenpolitik Reagans
in eine tiefe Vertrauenskrise, von der sie sich nicht
mehr richtig erholt hat22 ).

22) Vgl. die umfassende Dokumentation in: United States
Congress 100/1. Select Committee to Investigate Covert
Arms Transactions Wilh Iran. House, und Select Committee
on Secret Military Assistance to Iran and the Nicaraguan
Opposition. Senate: Iran-Contra Affair. Report. Washing-
ton. November 1987.
23) Paul Kennedy. The Rise and Fall of the Great Powers.
New York 1987.

Präsident Reagan trat auf die personalpolitische
Notbremse. Der nationale Sicherheitsberater
mußte gehen, der Stabschef des Weißen Hauses
ebenfalls. Den CIA-Direktor Casey rief der Tod
ab. Eine neue Mannschaft hat die letzten beiden
Jahre der Reaganschen Außenpolitik geleitet und
für Konsolidierung und Beruhigung gesorgt. Aber
es muß doch als symptomatisch für die strukturbil-
dende Wirkung der achtjährigen Reagan-Herr-
schaft gelten, daß ein Oberst des Nationalen Sicher-
heitsrates offen das von ihm diagnostizierte Sicher-
heitsinteresse der USA über die Verfassung und
über die politischen Kontrollrechte des Kongresses
stellen und dafür noch öffentlichen Applaus ernten
konnte. Ronald Reagan hat nicht nur den Konser-
vativismus. nicht nur den Nationalismus in den
USA (und in der Welt) hoffähig gemacht; er hat

auch die Entstehung des „Sicherheitsstaates“, die
Unterordnung der Freiheiten und der Entfaltungs-
interessen des einzelnen unter die außenpolitischen
Machterfordemisse des Staates, weiter vorangetrie-
ben. Das kann nicht die Absicht des Kandidaten
Reagan gewesen sein, der ja eben das alte liberal-
demokratische Amerika wiederherstellen wollte.
Aber es wurde zur Konsequenz der Präsidentschaft
Reagans, der die machtpolitische Überlegenheit
der Vereinigten Staaten zu einem Zeitpunkt wie-
derherstellen wollte, als dies nicht nur als unmög-
lich, sondern auch als anachronistisch zu gelten
hatte.

Es ist unbestritten, daß unter Ronald Reagan und
mit ihm die Vereinigten Staaten und der Westen die
seit der Mitte der sechziger Jahre laufende Phase
des Ost-West-Konfliktes gewonnen haben. Die So-
wjetunion hat erstmals in die Abrüstung der nuklea-
ren wie der konventionellen Waffen eingewilligt;
sie zieht sich von den unter Breschnew eingegange-
nen weltpolitischen Engagements zurück. Wem im-
mer diese Erfolge im einzelnen zu verdanken sind,
Ronald Reagan ist sehr wohl berechtigt, sie auch an 
seine Fahnen zu heften. Seine Politik hat seine
Ziele erreicht. Aber es war ein posthumer Sieg —
über die Sowjetunion Breschnews. Es war ein teu-
rer Sieg zudem, der auch die USA an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit herangeführt und damit in
der Welt das Bild der Hegemoniekrise verbreitet
hat. Nicht umsonst wird gerade in Asien Kennedys
Buch über „Aufstieg und Fall der Großmächte“
begeistert zitiert, das militärische Überanstrengung
als die Ursache des Großmachtverfalls ausweist23 ).
Das ist so unrichtig nicht, wenn es auch die unge-
heuren Kraftreserven der Gesellschaft und der
Wirtschaft der USA verkennt. Auch dann wird die
Macht der USA nicht groß genug sein, um die der
Regionalmächte — Europa. China. Japan. Austra-
lien. Israel. Brasilien — zu mediatisieren. Der Ver-
such dazu ist. sozusagen, im Ansatz verfehlt, und 
deswegen muß Ronald Reagan wohl als der letzte
amerikanische Präsident gelten, der es noch einmal
versucht hat. Die Welt kann auf den Führungsim-
puls der Vereinigten Staaten nicht verzichten. Er
muß nur modernisiert und den Zuständen unserer
polyarchischen und multipolaren Welt angepaßt
werden. Deren Zukunft wird maßgeblich davon 
abhängen, ob Reagans Nachfolger diese Aufgabe
meistert.
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Wolfgang Welz: Präsidentielles Regierungssystem und bundesstaatliche Ordnung. Zur
Reorganisation und Politisierung des föderativen Systems in der Reagan Ära
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/88, S. 3—14

Ronald Reagans Konzept eines „Neuen Föderalismus“ gehört zu den Punkten der konservativen Agenda
des Präsidenten, die auf seiner Prioritätenliste ganz oben standen. Entgegen seinen programmatischen
Aussagen verfolgte der Präsident mit seinem Plan der Reorganisation des föderativen Systems nicht nur die
Absicht, den Bund von Aufgaben zu entlasten, die auf der regionalen und lokalen Staatsebene effizienter
erfüllt werden konnten. Vielmehr zielte sein Konzept des „Neuen Föderalismus“ auf die generelle Begren-
zung zentralstaatlicher Aktivitäten im Bereich von Wirtschaft und Gesellschaft ab.
Es ist das Ziel des Beitrages, zu untersuchen, inwieweit dieses eigentlich verfassungsrechtliche Konzept
politisiert und in Entscheidungen umgesetzt worden ist. Zugleich sollen die politischen Auswirkungen des
„Neuen Föderalismus“ am Beispiel der Umweltpolitik aufgezeigt und diskutiert werden. Um die politische
Problematik und die Hintergründe des Reformkonzepts von Ronald Reagan zu verdeutlichen, werden im
ersten Teil des Beitrages die politischen und institutionellen Rahmenbedingungen herausgearbeitet, inner-
halb derer der Präsident seine Reformmaßnahmen durchsetzen mußte.

Peter De Thier: Die amerikanische Wirtschaftspolitik unter Ronald Reagan
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/88, S. 15—23

Im Januar 1981 trat der Nachfolger Jimmy Carters ein schweres wirtschaftspolitisches Erbe an. Unter der
demokratischen Regierung war die Inflationsrate auf 14 Prozent gestiegen, und Zinssteigerungen bis zu
21 Prozent lähmten die Investitionstätigkeit. Gleichzeitig stagnierte aber die konjunkturelle Entwicklung.
Es kam zur Entstehung eines neuen Begriffes, nämlich der „Stagflation“, mit der volkswirtschaftliche
Theorien regelrecht auf den Kopf gestellt wurden.
Ronald Reagan setzte sich beim Amtsantritt zum Ziel, für „inflationsfreies Wirtschaftswachstum“ zu sor-
gen. Bis 1984 sollte das Defizit im Bundeshaushalt vollständig abgebaut werden. Im Mittelpunkt der
angebotsorientierten „Reaganomics“ standen Einkommensteuersenkungen, eine umfangreiche Deregulie-
rung der Wirtschaft sowie Ausgabenkürzungen, die sich vorwiegend auf den Sozialbereich konzentrier-
ten.
Nach sieben Jahren „Reaganomics“ verweist die Regierung stolz auf 17 Millionen neugeschaffene Arbeits-
plätze und eine Halbierung der Zinssätze im Vergleich zu 1980. Die Arbeitslosenrate fiel auf den nied-
rigsten Stand seit vierzehn Jahren, und auch die Preisstabilität erscheint zur Zeit noch ungefährdet. Der
demokratische Präsidentschaftskandidat behauptet dagegen, daß, wenn ein Land acht Jahre lang „auf
Kreditkarte lebt“, irgendwann „die Rechnung beglichen werden müßte“. Wer die Schulden zu begleichen
haben wird und — vor allem — wie weit sie noch steigen werden, dürfte sich aber erst nach der Präsi-
dentschaftswahl herausstellen.

Adrienne WindhofT-Heritier: Sozialpolitik unter der Reagan-Administration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/88, S. 24—35

Nach acht Jahren Reagan Regierung bietet es sich an, eine Bilanz der Veränderungen zu ziehen, die sich im
Bereich der Sozialpolitik ergeben haben. Es lassen sich drei verschiedene Phasen unterscheiden, die sich im
einzelnen überlappen, aber insgesamt den Ablauf der staatlichen Aktivitäten geprägt haben.
Vor dem Hintergrund der konservativen Umorientierung und der fiskalischen Krise führte die Reagansche
Politik zunächst einen erheblichen Abbau von Sozialleistungen herbei, die insbesondere die Armutspro-
gramme der „Great Society“ trafen, weniger die Sozialversicherungsprogramme. Einige Jahre später treten
immer deutlicher Reaktionen der Einzelstaaten hervor, die versuchen, die Folgen der bundesstaatlichen
Sparpolitik innovativ zu bewältigen. Diese Aktivitäten bestehen insbesondere im Bereich der Sozialhilfe
(Aid for Families with Dependent Children), aber auch der Krankenversicherung sowie der Schulpolitik. In
jüngster Zeit schließlich bildeten sich wiederum neue Initiativen des Bundesstaates heraus, die — zum Teil
angeregt durch einzelstaatliche Vorbilder — die Verantwortung des Bundes für eine Verbesserung von
Sozialleistungen wieder stärker bejahen.



Emst-Otto Czempiel: Die Weltpolitik der Reagan-Administration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/88, S. 36—46

Die Ära Reagan stellt den Versuch dar, die Weltführungspolitik der USA noch einmal der Führung von
Allianzsystemen anzuvertrauen. Reagan (und der Westen) hat damit die seit der Mitte der sechziger Jahre
laufende Phase des Ost-West-Konfliktes gewonnen. Die Sowjetunion hat erstmals in die Abrüstung nuklea-
rer und konventioneller Waffen eingewilligt; sie hat sich aus Afghanistan und aus den unter Breschnew
eingegangenen weltpolitischen Engagements zurückgezogen.
Reagans Sowjetunionpolitik zerfällt klar in die Periode scharfer Konfrontation bis Ende 1983 und in die
zunehmender Kooperation seit 1984. die ihren (ersten) Höhepunkt im INF-Vertrag von 1988 fand. Der
Wandel erklärt sich aus der Kritik der amerikanischen Gesellschaft an der Konfrontationspolitik Reagans,
aber ebenfalls daraus, daß diese Politik für Ronald Reagan auch ein Mittel war, um die Staatsausgaben der
USA von der Sozial- auf die Machtpolitik umzulenken. Dieser Versuch war nur bis 1983 erfolgreich, weil
der Kongreß danach Widerstand leistete und auch das Rüstungsbudget einfror. So mußte — und konnte —
der Dialog mit Moskau wieder beginnen.
Reagans Konzentration auf die Auseinandersetzung mit der Sowjetunion hat seine Außenpolitik übermi-
litarisiert und eine Vernachlässigung der großen weltpolitischen Konflikte (Nahost. Afrika) heraufgeführt.
Sie blieb andererseits als Konfliktlösungsmittel erfolglos, wie Zentralamerika zeigt. Aufgabe des Nachfol-
gers wird es sein, eine modernere Weltführungspolitik der USA zu konzipieren, die der sich herausbil-
denden polyarchischen und multipolaren Welt besser entspricht.


